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Vor einigen Wochen hat das Gesundheitsdepartement bekannt gegeben, dass es die Alters- 
und Pflegeheime mit CHF 2 Mio. unterstützen wird, um deren Kosten für Pflegematerial 
abzudecken. Diese Massnahme ist nötig, weil die Krankenkassen gemäss einem 
Bundesgerichtsurteil nicht mehr verpflichtet sind, die entsprechenden Kosten zu 
übernehmen. 

Pflegeorganisationen im ambulanten Bereich werden auf diese Weise offenbar nicht 
begünstigt, obwohl der Bundesgerichtsentscheid auch sie betreffen dürfte. 

Dem unterzeichnenden sind überdies Fälle bekannt, in welchen sich Pflegebedürftige, die 
von Ergänzungsleistungen oder IV leben, um Gelder von privater Seite (Stiftungen u. ä.) 
bemühen mussten, um die Kosten für Pflegematerial, speziell Inkontinenzprodukte, bezahlen 
zu können, für welche demnach Krankenkassen, Kanton oder Heimpflegeorganisationen 
nicht oder höchstens teilweise aufkommen. Das ist stossend, weil unter diesen 
Voraussetzungen nicht alle pflegebedürftigen Menschen gleich behandelt werden und 
besonders wirtschaftlich Schwache in Schwierigkeiten geraten können. 

Vor diesem Hintergrund stellen sich folgende Fragen, um deren Beantwortung der 
Regierungsrat gebeten wird: 

1. Ist der Regierungsrat auch der Meinung, dass Pflegematerial, insbesondere 
Inkontinenzwindeln für Erwachsene, zum Grundbedarf der Gesundheitspflege gehört? 

2. Reichen die CHF 2 Mio. aus, um die Kosten für Pflegematerial in den APHs zu 
decken? 

3. Wer übernimmt die Kosten des Pflegematerials für Organisationen in der ambulanten 
Pflege (Spitex o. ä.)? 

4. Wer kommt für Pflegematerial - und darunter insbesondere Inkontinenzwindeln - auf, 
das in der Privatpflege (ohne Mitwirkung von Spitexangestellten o. ä.) verwendet wird? 

5. Wie können Härtefälle vermieden werden, wie sie speziell Menschen, die 
Ergänzungsleistungen bzw. IV beziehen, erfahren können? 

6. Wie kann langfristig gesichert werden, dass alle Pflegebedürftigen gleich behandelt 
werden und ihnen wie den APHs und Heimpflegeorganisationen die Kosten für 
Pflegematerial angemessen entgolten werden? 
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